
 

 

Amtliches Bekanntmachungsblatt 
der 

Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
 

 
 

Herausgeber: Stadt Ostseebad Kühlungsborn, Ostseeallee 20, 18225 Ostseebad Kühlungsborn 
Tel.: (038293) 823-0, Fax: (038293) 823333, E-Mail: info@stadt-kborn.de 

Verantwortlich für den Inhalt: Der Bürgermeister 
Redaktion: Philipp Reimer, Tel.: (038293) 823406, E-Mail: wahlen@stadt-kborn.de 

Das Bekanntmachungsblatt erscheint monatlich und liegt in der Infothek im Warteraum Erdgeschoss der  
Stadtverwaltung während der Dienststunden zur kostenlosen Mitnahme bereit. 

Zusätzlich können Sie das Bekanntmachungsblatt auf unserer Internetseite www.stadt-kuehlungsborn.de/ abrufen. 

 

 

Jahrgang 11 Donnerstag, den 11.09.2014 Nummer 10 

 

Inhalt Seite 
 

Öffentliche Bekanntmachungen: 
 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der Beteiligung der Öffentlichkeit zur  
3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
" Wohnpark Am Rieden" 

2-3 

Satzung über die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 36 der Stadt Ostseebad 
Kühlungsborn "Ortsmitte Kühlungsborn Ost" 

4-5 

Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über die Veränderungssperre "Mühlenblick I" 
4. Änderung Bebauungsplanes Nr. 2 

6-10 

Geschäftsordnung der Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn  
 

11-17 

Ministerpräsident Erwin Sellering lädt Ehrenamtliche zur Diskussion ein 
 

18 

Internationaler Schüleraustausch - Gastfamilien gesucht! 
 

19 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

mailto:info@stadt-kborn.de
mailto:wahlen@stadt-kborn.de
http://www.stadt-kuehlungsborn.de/


Amtliches Bekanntmachungsblatt -2- Nr. 10/2014
  

 

Öffentliche Bekanntmachungen 
 

 
3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 

 "Wohnpark Am Rieden" 
 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der  
Beteiligung der Öffentlichkeit  

 
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat in ihrer Sitzung am 
04.09.2014 die Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 der Stadt Ostseebad 
Kühlungsborn "Wohnpark Am Rieden" gemäß §§ 2 u. 8 i.V.m. § 13 Baugesetzbuch (BauGB) 
beschlossen.  
Das Vorhaben zur Errichtung einer großen Villa auf 2 Grundstücken wurde positiv beurteilt, da 
es den Zielen für dieses Baugebiet entspricht. Die 3. Änderung des B-Planes Nr. 12 dient dazu, 
das Vorhaben baurechtlich zu ermöglichen und die bisherigen Festsetzungen für diesen Gel-
tungsbereich entsprechend anzupassen.  
Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 2/103 und 2/104 der Flur 1, Gemarkung Küh-
lungsborn und reicht von der Straße "Zum Riedensee" im Süden bis zur Grundstücksgrenze 
südlich der Dünen im Norden (s. Anlage: Übersichtsplan).  
Da die Grundzüge der Ursprungsplanung nicht berührt werden, kann ein vereinfachtes Ver-
fahren nach § 13 BauGB durchgeführt werden. Von einer Umweltprüfung wird gemäß § 13 
Abs. 3 BauGB abgesehen. 
 
Am 04.09.2014 hat die Stadtvertreterversammlung ebenfalls den Entwurf der 3. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 12 einschließlich Begründung gebilligt und die öffentliche Auslegung 
beschlossen. Der Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 und der Entwurf der 
Begründung dazu liegen gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit  
 

vom 22.09.2014 bis zum 23.10.2014 
 
in der Stadtverwaltung, Bauamt, Zimmer 30, Ostseeallee 20, 18225 Kühlungsborn, öffentlich 
zu jedermanns Einsicht während der Dienstzeiten aus. 
 
Während der Auslegungszeit können von jedermann Stellungnahmen zum Entwurf schriftlich 
oder zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein An-
trag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn mit ihm nur Einwendun-
gen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
gez. 
Rainer Karl  
Bürgermeister 
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Anlage: Übersichtsplan 
Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 der Stadt Ostseebad Kühlungs-
born "Wohnpark Am Rieden" 
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Satzung über die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 36  
der Stadt Ostseebad Kühlungsborn "Ortsmitte Kühlungsborn Ost" 

 
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat in ihrer Sitzung am 
04.09.2014 die Satzung über die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 36 der Stadt Ost-
seebad Kühlungsborn mit der Bezeichnung "Ortsmitte Kühlungsborn Ost", bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), beschlossen.  
Der Satzungsbeschluss über die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 36 wird hiermit gemäß 
§ 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) bekannt gemacht. Die Satzung tritt mit Ablauf des Er-
scheinungstages dieses Amtlichen Bekanntmachungsblattes in Kraft. Jedermann kann die Sat-
zung und die dazugehörige Begründung ab diesem Tage in der Stadtverwaltung, Bauamt, Ost-
seeallee 20, 18225 Kühlungsborn, während der Öffnungszeiten einsehen und Auskunft über 
den Inhalt verlangen.  
 
Unbeachtlich werden: 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-

zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächen-nutzungsplanes, 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges,  
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Stadt unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind.  
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3, Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nut-
zung durch den Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen.  
 
Etwaige Verstöße gegen Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung der 
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) oder von auf-
grund der KV M-V erlassenen Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen der Satzung 
über die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 36 sind nach  
§ 5 Abs. 5 KV M-V in dem dort bezeichneten Umfang unbeachtlich, wenn sie nicht schrift-
lich unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, aus der sich die Verlet-
zung ergeben soll, innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung gegenüber der 
Stadt geltend gemacht worden sind. 
 
gez. 
Rainer Karl  
Bürgermeister 
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Anlage 
 
Übersichtsplan: Geltungsbereiche der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 36 der Stadt Ost-
seebad Kühlungsborn "Ortsmitte Kühlungsborn Ost" 
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Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
über die Veränderungssperre 

"Mühlenblick I" 4. Änderung Bebauungsplanes Nr. 2 
 
 

Aufgrund der §§ 14 ff. des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I.S. 2414) einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen so-
wie aufgrund des § 5 Abs. 1 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(KV M-V, GVOBl. M-V S. 205) vom 8. Juni 2004 einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen, 
hat die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn am 04.09.2014 folgen-
de Satzung über die Veränderungssperre für den Bereich des Geltungsbereiches der 4. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 2 "Mühlenblick“ beschlossen: 
 

§ 1 
Zu sichernde Planung 

 
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat am 04.09.2014 be-

schlossen, für das Gebiet „Mühlenblick I“, gelegen zwischen der Doberaner Straße und dem 

Wittenbecker Landweg sowie zwischen den Bebauungsplänen Nr. 37 „Teilbereich Kühlungs-

born Ost“, Nr. 32 „Cubanzestraße/Ecke Wittenbecker Landweg“ und Nr. 41 „Wittenbecker 

Landweg“, die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 aufzustellen. 

Am 24.04.2014 hat die Stadtvertreterversammlung einen ergänzenden Aufstellungsbeschluss 

zur 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 beschlossen. 

 

Folgende Planungsziele liegen der beabsichtigten 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 zu 

Grunde: 

 

Die Planungskonzeption der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 sieht vor, die Festsetzun-

gen zu den ausgewiesenen Grünflächen zu überarbeiten und die Eingriffs- und Ausgleichsbi-

lanz zu überprüfen. Im Plangeltungsbereich sind einige öffentliche Grünflächen ausgewiesen, 

die der Öffentlichkeit tatsächlich nicht zur Verfügung stehen bzw. teilweise den privaten 

Grundstücken zugeschlagen wurden. Des Weiteren muss die Umsetzung der festgesetzten 

Pflanzungen kontrolliert werden. Bei eventuell entstandenen Defiziten ist es vorgesehen, 

Pflanzungen durchführen zu lassen und externe Ausgleichsflächen zur Verfügung zu stellen.  

 

Auf Grundlage der Örtlichkeit soll ein neues Schallschutzgutachten erstellt werden, da die in 

der Ursprungsplanung festgesetzten Schallschutzmaßnahmen nicht vollständig erfüllt worden 

sind. Dabei sind aktuelle Verkehrsbelastungszahlen zu Grunde zu legen. Aus dem Gutachten 

resultierende, aktive und passive Schallschutzmaßnahmen sind abzuleiten. Die Festsetzungen 

zum Schallschutz werden dann hinsichtlich der Ergebnisse des Gutachtens überarbeitet.  
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Ein weiteres Planungsziel der 4. Änderung ist die Sicherung des ursprünglichen Planungsziels, 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes in dem Wohngebiet auszuschließen, da diese entspre-

chend dem vorhandenen Charakter der Einfamilienhaus-siedlung störend wirken. Sie sollen 

aus dem Wohngebiet herausgehalten werden, um Konflikte zwischen der intensiven Nutzung 

durch Gäste (An- und Abreiseverkehr, Stellplatzbedarf, Lärmemissionen) und den benachbar-

ten Dauerwohnungen zu vermeiden. Die Nutzung für Dauerwohnungen hat in den überplan-

ten Wohnquartieren Vorrang und ist zu erhalten. Für touristische Nutzungen stehen ausrei-

chende Fremdenverkehrsquartiere in Strandnähe zur Verfügung. Als weitere Maßnahme ist 

im Rahmen der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 die Vereinbarkeit von einzelnen un-

tergeordneten Ferienwohnungen im Bestand mit Dauerwohnungen rechtlich verbindlich und 

abschließend entsprechend der aktuellen Rechtsprechung zu regeln. Von einzelnen unterge-

ordneten Ferienwohnungen geht kein vergleichbarer Störungsgrad wie von größeren Beher-

bergungsquartieren aus. Das Oberverwaltungsgericht in Greifswald hat allerdings mit Be-

schluss vom 28.12.2007 festgestellt, dass Ferienwohnungen gegenüber der allgemeinen 

Wohnnutzung eine eigenständige, typisierte Nutzungsart darstellen. Das Verwaltungsgericht 

in Schwerin hat außerdem am 20.12.2012 entschieden, dass Ferienwohnungen nicht unter 

den Begriff des Beherbergungsbetriebes fallen. Aus dieser Rechtsprechung ergibt sich - wie in 

allen Fremdenverkehrsgemeinden des Landes auch in Kühlungsborn - die Notwendigkeit, die 

Zulässigkeit von Ferienwohnungen in den bestehenden Bebauungsplänen insgesamt zu über-

prüfen und rechtssicher zu regeln. Das Planungsziel der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 

2 besteht dabei darin, Ferienwohnungen in einem untergeordneten Maße, z.B. als einzelne 

Einliegerwohnung in einem dauerhaft bewohnten Einfamilienhaus zuzulassen, so lange keine 

störenden Einflüsse von diesen Ferienwohnungen ausgehen und der Gebietscharakter des 

Wohngebietes nicht wesentlich beeinträchtigt wird. Nicht gewollt sind Gebäude, in denen 

ausschließlich Ferienwohnungen oder Ferienwohnungen in einer größeren Anzahl oder Be-

herbergungsbetriebe untergebracht sind. Die Neuerrichtung von Ferienwohnungen oder die 

Umnutzung von Dauer- zu Ferienwohnungen sowie die Errichtung von Betrieben des Beher-

bergungsgewerbes ist daher mit Hilfe der Veränderungssperre so lange zu unterbinden, bis 

der Bebauungsplan eine rechtlich verbindliche und mit den Zielen des Fremdenverkehrsortes 

Kühlungsborn vereinbare Lösung regelt. Dabei soll, der Grundkonzeption entsprechend, das 

Plangebiet überwiegend dem Wohnen dienen und alle anderen Nutzungen nur eine unterge-

ordnete Rolle spielen.  

 

Um die Umsetzung der Planungsziele nicht zu gefährden, ist es erforderlich, die Verände-

rungssperre zu erlassen.  

 

In dem Änderungsverfahren ist entsprechend aktueller Rechtsprechung zu gewährleisten, 

dass der Öffentlichkeit der Planung zu Grunde liegende Richtlinien, DIN-Normen usw. im Rat-

haus zur Einsicht zur Verfügung stehen und im Planverfahren öffentlich mit ausgelegt werden. 
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       § 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die Veränderungssperre erstreckt sich über den Bereich des Geltungsbereiches der 4. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 2 und umfasst die Flurstücke 373/25, 373/26, 373/23, 373/27, 
377/29, 373/31, 373/33, 373/35, 373/37, 373/38, 373/40, 373/41, 373/46, 373/47, 373/51, 
373/52, 373/49, 373/50, 373/43, 373/44, 373/45, 373/20, 373/14, 373/18, 373/13, 373/12, 
373/11, 373/10, 373/9, 373/8, 373/7, 373/6, 373/5, 372/1, 372/67, 372/12, 372/13, 372/14, 
372/52, 372/53, 372/54, 372/55, 372/76, 372/56, 372/75, 372/57, 372/74, 372/58, 372/73, 
372/59, 372/72, 372/60, 372/71, 372/61, 372/70, 372/62, 372/69, 372/63, 372/68, 372/64, 
372/65, 372/66, 372,15, 372/16, 372/17, 372/18, 372/19, 372/20, 372/21, 372/22, 372/23, 
372/24, 372/25, 372/26, 372/27, 372/28, 372/29, 372/30, 372/31, 372/32, 372/33, 372/34, 
372/35, 372/36, 372/37, 372/38, 372/39, 372/40, 372/42, 372/43, 372/44, 372/45, 372/46, 
372/47, 372/48, 372/49, 372/50, 372/51, 371/26, 371/25, 371/24, 371/23, 371/22, 371/21, 
371/20, 371/19, 371/18, 371/17, 371/64, 371/5, 371/6, 371/7, 371/8, 371/9, 371/10 und 
teilweise das Flurstück 356 der Flur 2 der Gemarkung Kühlungsborn.  
Die Abgrenzung des Geltungsbereiches ergibt sich aus dem Übersichtsplan, der Bestandteil 
der Satzung und als Anlage 1 beigefügt ist. 
 

§ 3 
Rechtswirkungen der Veränderungssperre 

 
1. In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet dürfen 

a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht besei-
tigt werden; 
b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und bauli-
chen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflich-
tig sind, nicht vorgenommen werden.  
 

2. Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veränderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die Bau-
genehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 

 
§ 4 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre 
 

1. Die Veränderungssperre tritt am Tage nach der Bekanntmachung der Satzung in   Kraft. 
2.  Die Veränderungssperre tritt außer Kraft, sobald und soweit für ihren Geltungsbereich der 

Bebauungsplan in Kraft tritt, spätestens jedoch nach Ablauf von 2 Jahren.  
 

§ 5 
Entschädigungen im Rahmen der Veränderungssperre 

 
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB wird hingewiesen. Danach können 
Entschädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die Veränderungssperre länger 
als 4 Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurückstellung eines Baugesu-
ches hinaus andauert und dadurch Vermögensnachteile entstanden sind. Die Fälligkeit des 
Anspruches kann dadurch herbeigeführt werden, dass der Entschädigungsberechtigte die 
Leistungen der Entschädigung schriftlich bei der Stadt Ostseebad Kühlungsborn beantragt. 
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Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit herbeigeführt 
wird. 
 

§ 6 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

 
 Eine Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Form-

schriften ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung 
der Veränderungssperre schriftlich gegenüber der Stadt geltend gemacht worden ist. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften begründen soll, ist 
darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB). 
 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
ausgefertigt, am 10.09.2014 
 
Rainer Karl  
Bürgermeister 
 
Anlage: Übersichtsplan Geltungsbereich  
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Anlage: Übersichtsplan Geltungsbereich der Satzung über die veränderungssperre zur 4. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Mühlenblick“  
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Geschäftsordnung 
der Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn  

 
§ 1 

Sitzungen der Stadtvertretung 
 
(1) Die Stadtvertretung wird vom Bürgervorsteher einberufen, so oft es die Geschäftslage er-
fordert, mindestens jedoch einmal im Vierteljahr. 
 
(2) Die Ladungsfrist für die ordentliche Sitzung beträgt sieben Tage, für Dringlichkeits- 
sitzungen drei Tage. Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu begründen. 
 
 

§ 2 
Teilnahme 

 
(1) Wer aus wichtigen Gründen an einer Sitzung nicht teilnehmen kann, verspätet kommt 
oder eine Sitzung vorzeitig verlassen muss, hat dies dem Bürgervorsteher mitzuteilen. 
 
(2) Verwaltungsangehörige nehmen auf Weisung des Bürgermeisters an den Sitzungen teil. 
Ihnen kann der Bürgervorsteher mit Zustimmung  des Bürgermeisters das Wort erteilen. 
 
(3) Sachverständige können mit Zustimmung des Bürgervorstehers beratend teilnehmen. 
 
 

§ 3 
Medien 

 
(1) Die Vertreter der Medien sind zu den öffentlichen Sitzungen der Stadtvertretung 
einzuladen. Die Einladung enthält Ort, Tag und Stunde der Sitzung und die Tagesordnung. 
Vertreter der Medien können Beschlussvorlagen und Anträge für die Beratungspunkte 
erhalten, die in öffentlicher Sitzung behandelt werden. 
 
 

§ 4 
Beschlussvorlagen und Anträge 

 
(1) Angelegenheiten, die auf die Tagesordnung gesetzt werden sollen, müssen dem 
Bürgervorsteher spätestens 2 Wochen vor der Sitzung der Stadtvertretung in schriftlicher 
Form vorgelegt werden. Dies gilt nicht für Angelegenheiten, die sich in der Ausschussberatung 
befanden. 
 
(2) Die Anträge sind schriftlich in kurzer und klarer Form abzufassen. Sie sind zu begründen. 
 
(3) In den Beschlussvorlagen sind personenbezogene Angaben nur dann aufzunehmen, wenn 
sie für die Vorbereitung der Sitzung und die Entscheidung erforderlich sind. 
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§ 5 
Tagesordnung 

 
(1) Die Tagesordnung muss über die anstehenden Beratungspunkte hinreichend Aufschluss 
geben, personenbezogene Daten dürfen grundsätzlich nicht enthalten sein. Soweit diese nach 
der Hauptsatzung als nicht öffentliche Sitzung behandelt werden soll, sind sie in der 
Tagesordnung als nicht öffentliche Tagesordnungspunkte zu bezeichnen. Die Beratungspunkte 
sind so zu umschreiben, dass dadurch die Nichtöffentlichkeit gewahrt bleibt. 
 
(2) Die Stadtvertretung kann vor Abwicklung der Tagesordnung mit Zustimmung der Mehrheit 
aller Stadtvertreter die Tagesordnung um dringende Angelegenheiten erweitern, die keinen 
Aufschub bis zur nächsten Sitzung dulden. Mit einfacher Mehrheit können Angelegenheiten, 
die noch nicht beschlussreif sind, von der Tagesordnung abgesetzt oder kann die Reihenfolge 
der Tagesordnungspunkte geändert werden. Tagesordnungspunkte, die von einem 
Stadtvertreter oder dem Bürgermeister beantragt worden sind, können nicht gegen den 
Willen der Antragsteller von der Tagesordnung abgesetzt werden. 
 
 

§ 6 
Sitzungsablauf 

 
(1) Die Sitzungen der Stadtvertretungen sind grundsätzlich in folgender Reihenfolge 
durchzuführen: 

a) Eröffnung der Sitzung, Feststellen der Ordnungsmäßigkeit der Einladungen, der 
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 

b) Einwohnerfragestunde 
c) Änderungsanträge zur Tagesordnung 
d) Billigung der Sitzungsniederschrift der vorangegangenen Sitzung der Stadtvertretung 
e) Bericht des Bürgermeisters über Beschlüsse des Hauptausschusses und wichtige 

Angelegenheiten der Stadt 
f) Anfragen der Stadtvertreter 
g) Abwicklung der Tagesordnungspunkte 
h) Schließen der Sitzung. 

 
(2) Die Sitzungen sollen spätestens um 23.00 Uhr beendet werden, sofern keine dringenden 
oder nur einzelne Angelegenheiten noch auf der Tagesordnung stehen. 
 
 

§ 7 
Worterteilung 

 
(1) Mitglieder der Stadtvertretung und der Bürgermeister, die zur Sache sprechen wollen, 
haben sich bei dem Bürgervorsteher durch Handzeichen zu Wort zu melden. 
 
(2) Der Bürgervorsteher erteilt das Wort nach der Reihenfolge der Wortmeldungen, soweit 
nicht mit Zustimmung der Redeberechtigten hiervon abgewichen wird. Jeder Stadtvertreter 
darf nur zweimal zur Sache eines Tagesordnungspunktes sprechen. 
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(3) Das Wort zur Geschäftsordnung ist jederzeit zu erteilen und darf sich nur auf den in der 
Beratung befindlichen Tagesordnungspunkt beziehen. Diese Wortmeldung hat durch Anheben 
beider Hände zu erfolgen. Sie darf dadurch keinen Sprecher unterbrochen werden. 
 
(4) Das Wort zur persönlichen Bemerkung ist erst nach Schluss der Beratung zu erteilen. 
Persönliche Bemerkungen dürfen nur eigene Ausführungen richtig stellen und persönliche 
Angriffe abwehren, die während der Beratung gegen den Sprecher erfolgen. Die Redezeit 
beträgt höchstens 3 Minuten. 
 
(5) Bei der Behandlung von Anträgen oder Beschlussvorlagen ist auf Verlangen erst dem 
Einbringer das Wort zu erteilen. 
 
 

§ 8 
Ablauf der Abstimmung 

 
(1) Über Anträge wird durch Handzeichen abgestimmt. Vor der Abstimmung ist der Antrag zu 
verlesen. Der Bürgervorsteher stellt fest, ob die Mehrheit erreicht ist. Bei Satzungen und 
Wahlen stellt er die Anzahl der Mitglieder fest, die 
 
 a) dem Antrag zustimmen 
 b) den Antrag ablehnen oder 
 c) sich der Stimme enthalten 
 
und gibt das Ergebnis der Abstimmung bekannt. 
Wird das Abstimmungsergebnis angezweifelt, so muss die Abstimmung vor Behandlung des 
nächsten Tagesordnungspunktes wiederholt werden. 
 
(2) Liegen zu den Tagesordnungspunkten Änderungs- und Ergänzungsanträge vor, wird zuerst 
über den abgestimmt, der von dem Antrag am weitesten abweicht. Bei Änderungs- und 
Ergänzungsanträgen mit finanziellen Auswirkungen haben diese den Vorrang. In Zweifelsfällen 
entscheidet über die Einordnung dieser Anträge der Bürgervorsteher. 
 
(3) Auf Antrag ist über einzelne Teile der Vorlage bzw. des Antrages gesondert abzustimmen. 
Ein solcher Antrag bedarf der einfachen Mehrheit. Über die Vorlage bzw. den Antrag ist 
anschließend insgesamt zu beschließen. 
 
 

§ 9 
Wahlen 

 
(1) Soweit eine Wahl nach den Grundsätzen der Verhältniswahl erfolgt, wird das Verhältnis 
zwischen den Fraktionen bzw. Zählgemeinschaften dadurch ermittelt, dass die Anzahl der 
Mitglieder der jeweiligen Fraktion oder Zählgemeinschaft nacheinander durch 1, 2, 3, 4, 5 
usw. geteilt wird und die Sitzverteilung nach den so ermittelten Höchstzahlen erfolgt 
(d`Hondt). Bei gleichen Höchstzahlen entscheidet das Los. 
 
(2) Bei Wahlen werden aus der Mitte der Stadtvertretung drei Stimmenzähler bestimmt. 
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(3) Für Stimmzettel sind gleiche Zettel zu verwenden. 
 
(4) Sind mehrere Personen zu wählen, so kann die Stadtvertretung diese in einem  Wahlgang 
wählen, falls kein Stadtvertreter widerspricht. 
 
 

§ 10 
Ordnungsmaßnahmen 

 
(1) Der Bürgervorsteher kann Redner, die vom Verhandlungsgegenstand abweichen, zur 
Sache rufen. 
 
(2) Stadtvertretungsmitglieder, die die Ordnung verletzen oder gegen Gesetz oder die 
Geschäftsordnung verstoßen, sind vom Vorsitzenden zur Ordnung zu rufen. Nach dreimaligem 
Ordnungsruf kann der Vorsitzende einen Sitzungsausschluss verhängen. 
 
(3) Stadtvertretungsmitglieder, die zur Ordnung gerufen werden oder gegen die ein 
Sitzungsausschluss verhängt wird, können binnen einer Woche einen schriftlich zu 
begründenden Einspruch erheben. Der Einspruch ist auf die Tagesordnung der nächsten 
Sitzung zu setzen. 
 
 

§ 11 
Ordnungsmaßnahmen gegen Zuhörer 

 
(1) Wer im Zuhörerraum Beifall oder Missbilligung äußert oder Ordnung und Anstand verletzt 
oder versucht, die Beratung und Entscheidung der Stadtvertretung auf sonstige Weise zu 
beeinflussen, kann vom Vorsitzenden nach vorheriger Ermahnung aus dem Sitzungssaal 
verwiesen werden. 
 
(2) Der Vorsitzende kann nach vorheriger Ermahnung den Zuhörerraum bei störender Unruhe 
räumen lassen , wenn die störende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist. 
 
 

§ 12 
Fraktionen und Zählgemeinschaften 

 
(1) Die Bildung von Fraktionen ist unverzüglich dem Vorsitzenden der Stadtvertretung 
anzuzeigen. Jegliche Veränderungen in der Fraktionsmitgliedschaft sind von den jeweiligen 
Stadtvertretern ebenfalls dem Vorsitzenden anzuzeigen. 
 
(2) Die Bildung von Zählgemeinschaften zwischen Fraktionen und Einzelbewerbern sind 
ebenfalls unverzüglich dem Bürgervorsteher anzuzeigen. Zählgemeinschaften zwischen 
verschiedenen Fraktionen sind unzulässig 
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§ 13 
Niederschrift 

 
(1) Über jede Sitzung der Stadtvertretung ist eine Niederschrift anzufertigen. 
 Die Sitzungsniederschrift muss enthalten: 
 

a) Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung 
b) Name der anwesenden und fehlenden Mitglieder der Stadtvertretung 
c) Name der anwesenden Verwaltungsvertreter, der geladenen Sachverständigen und 
Gäste 
d) Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung 
e) Feststellung der Beschlussfähigkeit 
f) Anfragen der Stadtvertretungsmitglieder 
g) die Tagesordnung 
h) Billigung der Sitzungsniederschrift der vorangegangenen Sitzung 
i) den Wortlaut der Anträge mit Namen der Antragsteller, der Beschlüsse und 

Ergebnisse der Abstimmungen 
j) sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung 
k) Ausschluss und Wiederherstellung der Öffentlichkeit 
l) vom Mitwirkungsverbot betroffene Stadtvertretungsmitglieder. 

Über die Beratung und Beschlussfassung zu nicht öffentlichen Tagesordnungspunkten ist eine 
gesonderte Anlage zu fertigen, die der Niederschrift beizufügen ist. Personenbezogene 
Angaben sind nur aufzunehmen, wenn sie für die Durchführung des Beschlusses erforderlich 
sind. 
 
(2) Die Sitzungsniederschrift ist vom Bürgervorsteher und vom Schriftführer zu unterzeichnen 
und soll spätestens mit der Einladung zur nächsten Sitzung den Mitgliedern der 
Stadtvertretung vorliegen. 
 
(3) Die Einsichtnahme in die Niederschriften über den öffentlichen Teil der Sitzungen der 
Stadtvertretung ist den Einwohnern zu gestatten. 
 
(4) Die Sitzungsniederschrift ist in der darauffolgenden Sitzung der Stadtvertretung zu billigen, 
über Einwendungen und Änderungen ist abzustimmen. 
 
 

§ 14 
Anträge zur Geschäftsordnung 

 
(1) Ausführungen zur Geschäftsordnung dürfen sich nur auf das Verfahren der Behandlung 
des Beratungsgegenstandes, nicht auf die Sache beziehen. 
 
(2) Zu den Anträgen der Geschäftsordnung gehören insbesondere: 
 
 a) Antrag auf Änderung der Reihenfolge der Tagesordnungspunkte 
 b) Antrag auf Absetzen eines Tagesordnungspunktes 
 c) Antrag auf Vertagung 
 d) Antrag auf Ausschussüberweisung 
 e) Antrag auf Übergang zur Tagesordnung 
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 f) Antrag auf Redezeitbegrenzung 
 g) Antrag auf Schluss der Aussprache 
 h) Antrag auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung 
 i) Antrag auf namentliche Abstimmung 
 j) sonstige Anträge zum Abstimmungsablauf 
 k) Antrag auf geheime Wahl. 
 
(3) Anträge zur Geschäftsordnung gehen Sachanträgen vor. Sind mehrere Anträge zur 
Geschäftsordnung gestellt, so wird zuerst über den Antrag abgestimmt, welcher der 
Weiterbehandlung an weitesten widerspricht. Bei einem Antrag auf Redezeitbegrenzung hat 
der Vorsitzende der Stadtvertretung vor der Abstimmung die bereits vorliegenden 
Wortmeldungen bekannt zu geben. 
 
(4) Anträge zur Geschäftsordnung dürfen nur von Stadtvertretungsmitgliedern gestellt 
werden, die sich nicht bereits zur Sache geäußert haben. 
 
 

§ 15 
Ausschusssitzungen 

 
(1) Die Geschäftsordnung der Stadtvertretung gilt sinngemäß für die Sitzungen der Ausschüsse 
der Stadtvertretung. 
 
(2) Den nicht den Ausschüssen angehörenden Stadtvertretern ist eine Abschrift der Einladung 
zu übersenden. 
 
(3) Die Protokolle der Fachausschüsse werden den Mitgliedern des Hauptausschusses, die 
Protokolle der Sitzungen des Hauptausschusses werden allen Mitgliedern der Stadtvertretung 
zugeleitet. 
 
(4) Alle Angelegenheiten, die zum Aufgabengebiet eines beratenden Fachausschusses 
gehören, sollen im Hauptausschuss und in der Stadtvertretung erst beraten und beschlossen 
werden, wenn hierzu eine Empfehlung des Fachausschusses vorliegt. 
 
(5) Wenn ein Gegenstand mehreren Ausschüssen zur Beratung zugewiesen ist, können diese 
eine gemeinsame Beratung durchführen. Über den Vorsitz entscheidet, wenn es zu keiner 
Verständigung zwischen den Ausschussvorsitzenden kommt, der Vorsitzende der 
Stadtvertretung. Die Abstimmungen haben getrennt nach Ausschüssen zu erfolgen. 
 

§ 16 
Datenschutz 

 
(1) Die Mitglieder der Stadtvertretung und der Ausschüsse, die im Rahmen der Ausübung ihrer 
ehrenamtlichen Tätigkeit Zugang zu vertraulichen Unterlagen, die personenbezogene Daten 
enthalten, haben bzw. von ihnen Kenntnis erlangen, dürfen solche Daten nur zu dem 
jeweiligen der rechtmäßigen Aufgabenerfüllung dienenden Zweck verarbeiten oder offenba-
ren. 
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Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse 
einer natürlichen Person. Hierzu zählen auch Daten, die alleine oder in Kombination mit 
anderen Daten eine Zuordnung zu einer bestimmbaren natürlichen Person ermöglichen. 
Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftstücke, automatisierte Dateien und sonstige 
Datenträger, die als solche gekennzeichnet sind oder personenbezogene Daten enthalten. 
Hierzu zählen auch mit vertraulichen Unterlagen in Zusammenhang stehende handschriftliche 
oder andere Notizen. 
 
(2) Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder Mitteilung über den Inhalt an Dritte, 
ausgenommen im erforderlichen Umfang bei Verhinderung an den Stellvertreter, ist nicht 
zulässig. Dieses gilt auch gegenüber Mitgliedern der eigenen Partei, Wählergemeinschaft oder 
Fraktion, die nicht auf Grund ihrer Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung oder dem 
jeweiligen zuständigen Ausschuss Zugang zu den vertraulichen Unterlagen erhalten. 
 
(3) Vertrauliche Unterlagen sind zu vernichten bzw. zu löschen, wenn diese für die 
Aufgabenerfüllung nicht mehr benötigt werden. Bei vertraulichen Beschlussunterlagen 
einschließlich aller damit in Zusammenhang stehenden Unterlagen ist dieses regelmäßig 
anzunehmen, wenn die Niederschrift über die Sitzung, in der der jeweilige 
Tagesordnungspunkt abschließend behandelt wurde, genehmigt ist. Alle weiteren 
vertraulichen Unterlagen sind spätestens zwei Jahre nach Abschluss der Beratungen, bei 
einem Ausscheiden aus der Stadtvertretung oder einem Ausschuss sofort, dauerhaft zu 
vernichten bzw. zu löschen. 
 
 

§ 17 
Auslegung / Abweichung und Änderung der Geschäftsordnung 

 
(1) zweifelhafte Fragen über die Geschäftsordnung im Einzelfall entscheidet der Vorsitzende 
der Stadtvertretung. Er kann sich mit seinen Stellvertretern  beraten. 
 
(2) Von der Geschäftsordnung kann im einzelnen abgewichen werden, wenn kein 
Stadtvertreter widerspricht und keine anderen rechtlichen Bestimmungen dem 
entgegenstehen. 
 
(3) Änderungen dieser Geschäftsordnung sind mit einfacher Mehrheit möglich. 
 

§ 18 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Geschäftsordnung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in  Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 08.09.1994 außer Kraft. 
 
 
Ostseebad Kühlungsborn, den 11.09.2014 
 
gez. 
Uwe Ziesig  
Bürgervorsteher 
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Ministerpräsident Erwin Sellering lädt Ehrenamtliche zur Diskussion ein 

In Mecklenburg-Vorpommern ist fast jeder Dritte ehrenamtlich engagiert – viele Tausende in 

Sportvereinen, bei der Feuerwehr und in Sozialverbänden. Neben diesen sehr gut organisier-

ten Bereichen, die klare Ansprechpartner in der Landesregierung haben, gibt es viele kleine 

Vereine, Initiativen und Einzelpersonen, die sich ehrenamtlich engagieren, bei Problemen o-

der Fragen jedoch nicht wissen, wo sie sich hinwenden können. 

Um diese Ehrenamtlichen besser unterstützen zu können, wird das Land Mecklenburg-

Vorpommern im Frühjahr 2015 eine Stiftung für Ehrenamt und bürgerschaftliches Engage-

ment gründen. Die Ausgestaltung der Stiftung soll mit den Ehrenamtlichen gemeinsam entwi-

ckelt werden. Daher lädt Ministerpräsident Erwin Sellering am 27. September 2014 ab 10.00 

Uhr alle ehrenamtlich Engagierten, die keine Ansprechpartner in größeren Verbänden finden, 

in das Stadtkulturhaus Ribnitz-Damgarten (Am Bleicherberg 1, 18311 Ribnitz-Damgarten) zum 

Werkstatt-Gespräch ein. Dort möchte der Ministerpräsident mit Ihnen gemeinsam erarbeiten, 

was die Herausforderungen im Ehrenamt sind und welche Unterstützung die Stiftung für Eh-

renamt und bürgerschaftliches Engagement dabei leisten könnte. 

Bei Interesse melden Sie sich bitte per Telefon (0385-588 1008), Fax (0385-588 990 008) oder 

E-Mail (kontakt@ehrenamtsstiftung-mv.de) an. Weitere Informationen finden Sie auf der In-

ternetseite www.ehrenamtsstiftung-mv.de. 

 

 
 
 
 
 
 
 

http://www.ehrenamtsstiftung-mv.de/
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Internationaler Schüleraustausch  Gastfamilien gesucht! 
 
Kulturaustausch - ermöglichen Sie einem jungen Menschen den Aufenthalt in Deutschland 
und erfreuen Sie sich an der kurzzeitigen Erweiterung Ihrer Familie! Die Jugendlichen verfügen 
über Deutschkenntnisse, müssen ein Gymnasium besuchen und bringen für persönliche Wün-
sche Taschengeld mit. 

 
Chile 

Deutsche Schule Karl Anwandter, Valdivia 
Familienaufenthalt: 5. Dezember 2014 – 8. Februar 2015 

40 Schüler(innen), 16-17 Jahre 
 

Deutsche Schule „R.A.Philippi“, La Union 
Familienaufenthalt: 6. Dezember 2014 – 11. Februar 2015 

10 Schüler(innen), 16-17 Jahre 
 

Peru 
Alexander-von-Humboldt-Schule, Lima 

Familienaufenthalt: 8. Januar. – 28. Februar 2015 
50 Schüler(innen), 14-16 Jahre 

 
Brasilien 

Pastor Dohms Schule, Porto Alegre 
Familienaufenthalt: 12. Januar. – 13. Februar 2015 

20 Schüler(innen), 16-17 Jahre 
 
 

In alle Länder ist ein Gegenbesuch möglich! 
 

Ausführliche Informationen erhalten Sie bei: 
Schwaben International e.V., Uhlandstr. 19, 70182 Stuttgart 

Tel. 0711 – 23729-13, Fax 0711 – 23729-32,  
Email: schueler@schwaben-international.de 

www.schwaben-international.de  
www.facebook.com/SchwabenInternational 
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